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s geht ums Prinzip. Wer soll
soll ein Studium in Zukunft be-
zahlen? Dem Rüttgers-Plan des

vollverzinslichen BAföG-
Darlehens und der Idee der
Rektorenkonferenz,Studien-

gebühren bis zu
DM 1.000,- pro
Semester einzu-

führen liegt zugrun-
de: Weiterführende Aus-

bildung ist Privatsache, dafür
wird der Staat keinen Pfennig
mehr ausgeben. Das BAföG hat
abgewirtschaftet und mit ihm das

Versprechen von Bildung als
Grundrecht.In den siebziger Jah-
ren auch zu dem Zweckeeinge-
führt, die „roten StudentInnen“
unter die Kontrolle des Wohl-
fahrtstaates zu bringen,bei der er-
sten Wende 1983 radikal gekürzt,

ist es jetzt zu teuer gewordenfür
einen Staat, der nur noch Stand-
ort sein will. Abschrecken wird
die geplante Privatisierung des
Studiums vor allem die Kinder
aus den sogenannten „bil-
dungsfernen Schichten“,

z. B. aus ArbeiterInnenfa-
milien. Während der

Anteil Studierender

einkommens-

schwa-

cher

Schichten
Anfangderachtzi-

ger Jahre schon malbei
24 % lag, ging er mittlerweile

auf 14 % zurück. Diese Folge der

ersten BAföG-Deform von 1983
wird jetzt zum Anlaß genommen,
das soziale Bildungssystem ins-
gesamt für gescheitert zu erklä-
ren. Die Ursache, die Einschrän-
kung staatlicher Förderung, wird

unterschlagen.' Da-
® bei war die „Mas-

senuniversität“ in
den letzten zwanzig

Jahrentrotz ihrer Schwä-
chen ein Garant für eine
Öffnung der akademi-
schen Ausbildung, sogar

die konservative und elitäre Ju-

ee

 

risprudenz erfreute sich zunehmender
Beliebtheit bei Kindern aus nicht aka-
demisch vorgeprägten Familien.?
Die Gewerkschaft für Erziehung und

Wissenschaft (GEW) und das Deutsche

Studentenwerk (DSW) favorisieren ver-
schiedene Sockelmodelle. Dabei sollen
die indirekten und direkten Finanzierun-
gen des Familienlastenausgleichs (z. B.
Kindergeld und Steuerfreibeträge) ent-
fallen, um die bisherige Bevorzugung
einkommensstärkerer Familien zu ver-
meiden. Dieses Geld soll als Sockel-
betrag von ca. DM 400,- zur Stärkung
der Eigenverantwortlichkeit und der Un-
abhängigkeit der jungen Erwachsenen
elternunabhängigan die Studierendendi-
rekt ausbezahlt werden. Die weiterge-
hende Förderung soll unterschiedlich
ausgestaltet elternabhängig erfolgen. Bei
den Grünenhat sich statt eines Sockel-
modells (Elisabeth Altmann) die Idee des

jugendpolitischen Sprechers der Grünen,
Matthias Berninger, durchgesetzt. Er will
eine Ausbildungskasse einführen, den
Bundesausbildungsförderungsfonds
(BAFF). Auch hier sollen die bisherigen

herkunftsbezogenen Vergünstigungen
für die Familien der StudentInnen abge-
schafft werden. Stattdessen könnenalle
StudentInnen bis zu 16 Semestern je
nach Bedarfeinen Betrag, maximal DM

1.050,— pro Monat, abrufen. Sobald das
Studium zu Endeist, zahlt jedeR dann

bis zu 5 % (bei DM 72.000,-
als Förderhöchstsumme), ge-
staffelt nach eigenem Ein-

kommen und Einkommen der
Eltern, zu Beginn des Studiumsbis zu

25 Jahre lang in einen gemeinsamen
Fonds, aus dem sich dann die späteren
StudentInnengenerationen bedienen

. können.Erklärtes Ziel des BAFF ist zwar

die Bedarfsdeckung,es fehlt aber eine
Begründung dafür, warum man den vom
DSW errechneten Betrag von DM

1.250,- im Monat? um DM 200,- unter-
schritten hat. Ob der Plan, StudentInnen
in Zukunft an Leistungen wie Wohngeld
und Bundessozialhilfe zu beteiligen,die-
se Lücke schließen kann,ist angesichts
der Einsparungen in diesen Bereichen
unklar. Im Tendenzbeschluß der 6. Or-
dentlichen Bundesversammlungheißtes:
„In Phasen mit geringem oder keinem

Einkommen wie zum Beispiel Kinder-
erziehungszeiten, Teilzeitarbeit und Er-
werbslosigkeit verringert sich die Bei-
tragsbelastung oder entfällt ganz.”* Das
ist sozial gedacht, aber die Erfinder von

BAFF gehen wie Rüttgers bei seinen

Studium als Privatvergnügen

Rückzahlungsplänen vom später gut-
verdienenden (männlichen) Akademiker

aus. Teilzeitjobs, ABM-Stellen, Baby-
pause oder die AkademikerInnenar-
beitslosigkeit von ca. 6 %, also das, was
den postuniversitären Reproduktions-
alltag der großen Mehrheitbestimmt, pas-
sen da schlechtins Szenario.
Der Staat soll laut Beschluß beim

BAFF Anschubfinanzierungleisten, er

soll einspringenbei Härtefällen und dann,
wenn zu viele zu wenig in den Fonds ein-
zahlen können. Warum wird dann nicht
das bisherige Prinzip beibehalten, wenn

der Staat doch zahlen soll? Das BAFF-
Modell ist der erste Schritt zu einer Pri-
vatisierung des Studiums. So bleibt die
spätere Zahlungspflichtall denen erspart,
die von ihren Eltern finanziert werden.
BAFF fördert unter Stichwörtern wie „Ei-
genverantwortlichkeit‘“ und „Verteilungs-

gerechtigkeit‘jenen Diskurs, der Sozial-
leistungen tendenziell durch die Bedürf-
tigen refinanzieren will. Die Hoffnung auf
den Staat als Anschub- und Auffang-
finanzierer entbehrt (wie bei den nicht
kostenneutralen Sockelmodellen) jegli-
cher Grundlage. Das Sanierungskonzept
des Berliner Senats sieht beispielsweise
künftig Studiengebühren von DM 108,—
pro Semester an den Berliner Universitä-
ten vor.° Überdiese eingeleitete Abkehr
von einer Politik, die dem Staat selbst-
verständlich soziale Pflichten auferlegt,
kann sich nur wundern, wem die Ef-
depeisierung von Bündnis 90/Die Grünen
bisher entgangenist.
Und die StudentInnen? Der freie zu-

sammenschluß vonstudentInnenschaften
(fzs) steht mit seiner Kritik an Rüttgers
und BAFF fastallein da. Der von ihm im
Spätsommer 1995 vollmundig angekün-
digte „heiße Herbst“ gegen den Sozial-
abbau wurde von den KommilitonInnen
eher kühl aufgenommen. Sie wollen
mehrheitlich offenbar genau das, was der
Staatbietet: eine gute Qualifikation, wenn
es sein muß, auch privat finanziert.
Der Autorlebtin Berlin. Er ist Mitar-
beiter der Zeitschrift FAUST.
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